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Geschäftszahl: BMNT-UW.1.5.13/0049-I/9/2018 Ihr Zeichen:  

Entwurf des Bundesgesetzes zur Durchführung von Verpflichtungen aus 

dem Protokoll von Nagoya sowie der Verordnung (EU) Nr. 511/2014 - 

Begutachtung 

Das Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus übermittelt den Entwurf des 

"Bundesgesetzes zur Durchführung von Verpflichtungen aus dem Protokoll von Nagoya 

sowie der Verordnung (EU) Nr. 511/2014" samt Erläuterungen und wirkungsorientierter 

Folgenabschätzung und ersucht um allfällige Stellungnahme bis spätestens  

 

15. Jänner 2019 

 

an die E-mail-Adresse Abt-19@bmnt.gv.at .  

 

Sollte bis zum oben angegebenen Zeitpunkt keine Stellungnahme einlangen, so wird das 

Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus davon ausgehen, dass gegen den 

Entwurf kein Einwand besteht.  

 

Die Aussendung dient gleichzeitig als Übermittlung im Sinne des Art. 1 der Vereinbarung 

zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über einen 

Konsultationsmechanismus und einen künftigen Stabilitätspakt der Gebietskörperschaften, 

BGBl. I Nr. 35/1999, die Stellungnahmefrist im Sinne dieser Vereinbarung endet vier Wochen 

nach Zustellung.  
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Weiters wird ersucht,  

•  die Stellungnahme dem Präsidium des Nationalrates im Wege der elektronischen Post 

an die Adresse begutachtungsverfahren@parlament.gv.at 

 

zu übermitteln  

• und davon in der Stellungnahme Mitteilung zu machen. 

 

Der Entwurf ist während der Stellungnahmefrist unter 

https://www.bmnt.gv.at/ministerium/begutachtungsverfahren.htm 

abrufbar.  

20. November 2018 

Für die Bundesministerin: 

Dr. Waltraud Petek 

 

Ergeht an: 

die Präsidentschaftskanzlei 

die Parlamentsdirektion 

den Rechnungshof 

die Volksanwaltschaft 

den Verfassungsgerichtshof 

den Verwaltungsgerichtshof 

das Bundeskanzleramt  

das BM f. öffentlichen Dienst und Sport 

das BM f. Europa, Integration und Äußeres 

das BM f. Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz 

das BM f. Bildung, Wissenschaft und Forschung 

das BM f. Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 

das BM f. Finanzen 

das BM f. Inneres 

das BM f. Landesverteidigung  

das BM f. Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz (alle Sektionen des BMVRDJ + alle 

Abteilungen des Verfassungsdienstes) 
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das BM f. Verkehr, Innovation u. Technologie 

die Geschäftsstelle der Plattform Digitales Österreich beim Bundesministerium für 

Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 

den Datenschutzrat 

die Datenschutzbehörde 

die Anwaltschaft für Gleichbehandlung  

den Statistikrat 

den Österr. Rat f. Forschung und Technologieentwicklung 

die Finanzprokuratur 

das Umweltbundesamt 

die Statistik Austria 

die Bundesbeschaffung GmbH 

die Bundeswettbewerbsbehörde 

die Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH 

die Österr. Bundesbahnen 

die Österr. Bundesforste AG 

die Österreichische Post AG 

die Telekom Austria AG 

den Landesrechnungshof Burgenland 

den Landesrechnungshof Kärnten 

den Landesrechnungshof Niederösterreich 

den Landesrechnungshof Oberösterreich 

den Landesrechnungshof Salzburg 

den Landesrechnungshof Steiermark 

den Landesrechnungshof Tirol 

den Landes-Rechnungshof Vorarlberg 

den Stadtrechnungshof Wien 

die Verbindungsstelle d. Bundesländer 

die Burgenländische Landesregierung 

die Kärntner Landesregierung 

die Niederösterr. Landesregierung 

die Oberösterr. Landesregierung 

die Salzburger Landesregierung 

die Steiermärkische Landesregierung 

die Tiroler Landesregierung 

die Vorarlberger Landesregierung 

die Wiener Landesregierung 

das Bundesverwaltungsgericht 

das Bundesfinanzgericht 
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das Landesverwaltungsgericht Bgld. 

das Landesverwaltungsgericht Ktn. 

das Landesverwaltungsgericht NÖ 

das Landesverwaltungsgericht OÖ 

das Landesverwaltungsgericht Sbg. 

das Landesverwaltungsgericht Stmk. 

das Landesverwaltungsgericht Tirol 

das Landesverwaltungsgericht Vbg. 

das Landesverwaltungsgericht Wien 

die Verwaltungsrichter-Vereinigung 

den Österr. Gemeindebund 

den Österr. Städtebund 

die Wirtschaftskammer Österreich 

die Bundesarbeitskammer 

die Landwirtschaftskammer Österreich 

den Österr. Landarbeiterkammertag 

den Österr. Rechtsanwaltskammertag 

die Österr. Notariatskammer 

die Österr. Patentanwaltskammer 

die Österr. Ärztekammer 

die Österr. Zahnärztekammer 

die Bundeskammer d. Tierärzte Österreichs 

die Österr. Apothekerkammer 

den Verband Angestellter Apotheker 

die Bundeskammer d. Architekten u. Ingenieurkonsulenten 

die Kammer d. Wirtschaftstreuhänder 

die Bundeskonferenz der Freien Berufe Österreichs 

den Verband der Öffentlichen Wirtschaft und Gemeinwirtschaft Österreichs 

die rechtswissenschaftl. Fakultät d. Univ. Wien 

die rechtswissenschaftl. Fakultät d. Univ. Graz 

die rechtswissenschaftl. Fakultät d. Univ. Innsbruck 

die rechtswissenschaftl. Fakultät d. Univ. Linz 

die rechtswissenschaftl. Fakultät d. Univ. Salzburg 

das Inst. f Rechtswissenschaften d. TU Wien 

das Inst. f. Österreichisches und Europäisches öffentliches Recht d. WU Wien 

das Inst. f Rechtswissenschaften d. Univ. Klagenfurt 

das Institut für Wirtschaft, Politik und Recht d. BoKu Wien 

das Inst. f. Europarecht d. Univ. Wien 

das Inst. f. Europarecht d. Univ. Graz 
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das Zentr. f. Europ. Recht d. Uni IBK 

das Inst. f. Europarecht d. Univ. Linz 

das Inst. f. Europarecht d. Univ. Salzburg 

das Inst. f. Europarecht d. WU Wien 

die Österreichische Gesellschaft für Gesetzgebungslehre 

die Österreichische Juristenkommission 

das Österr. Institut f. Europäische Rechtspolitik 

das Austrian Standards Institute 

die Österreichische Gesellschaft für Schule und Recht  

den Hauptverband d. österr. Sozialversicherungsträger 

die Österr. Bischofskonferenz 

die Vereinigung der Österr. Industrie 

den Österr. Gewerkschaftsbund 

die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 

die Vereinigung Österr. Richter 

den Verein der österr. Verwaltungsrichter 

die Österr. Universitätenkonferenz 

die Bundes-Jugendvertretung 

den Hauptverband d. Land- u. Forstwirtschaftsbetriebe Österreichs 

das Kuratorium für Verkehrssicherheit 

den ÖAMTC  

den Auto-, Motor- u. Radfahrerbund 

den Verkehrsclub Österreich 

den Verband d. Elektrizitätswerke Österreichs 

den Österr. Wasser- u. Abfallwirtschaftsverband 

den Verband öst. Entsorgungsbetriebe 

das Institut für nachhaltige Abfallwirtschaft und Entsorgungstechnik der Montanuniversität 

Leoben 

den Fachverband Gas & Wärme 

die Österreichische Vereinigung für Gas und Wasser 

den Öst. Verband d. Internet Service Provider 

die ARGE DATEN - österr. Gesellschaft f. Datenschutz 

den Österr. Ingenieur- u. Architektenverein 

den Handelsverband 

den Hauptverband der Gerichtssachverständigen Österreichs  

den Tierschutzverein „Vier Pfoten“ 

die Aktion 21 – Pro Bürgerbeteiligung 

den Umweltdachverband 

das Ökobüro 
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das EU-Umweltbüro 

das Forum Wissenschaft & Umwelt 

die Naturfreunde 

den Österr. Alpenverein 

den WWF-Österreich 

Global 2000 

das Kuratorium Rettet den Wald 

die Österr. Gesellschaft für Umwelt und Technik 

Greenpeace Österreich 

die Umweltberatung Österreich 

das Österr. Ökologieinstitut 

die Landesumweltanwaltschaft Bgld. 

die Landesumweltanwaltschaft Ktn. 

die NÖ Umweltanwaltschaft 

die OÖ Umweltanwaltschaft 

die Landesumweltanwaltschaft Sbg. 

die Landesumweltanwaltschaft Stmk. 

die Tiroler Umweltanwaltschaft 

die Naturschutzanwaltschaft Vbg. 

die Wr. Umweltanwaltschaft 

den Verein Arche Noah 

das Naturhistorische Museum 

 

Elektronisch gefertigt 
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